Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2958 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/l) - 680 70 - E - Ba 10/71 Bonn, den 21. Dezember 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Wirtschaftspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie (EWG) des Rates über die Einzelheiten und 
Bedingungen für die Veröffentlichung der Bekanntmachun- 
gen von Bauaufträgen und Konzessionen für Bauarbeiten 
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 25. Novem- 
ber 1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Budidruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie (EWG) des Rates 
über die Einzelheiten und Bedingungen für die Veröffentlichung 
der Bekanntmachungen von Bauaufträgen und Konzessionen 
für Bauarbeiten im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 57 Absatz 2 und die Artikel 66 und 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 31 der Richtlinie des Rates Nr. 71/305/ 
EWG vom 26. Juli 1971 über die Koordinierung der 
Verfahren zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge 
bestimmt, daß die Kosten der Veröffentlichung der 
in den Artikeln 12 und 19 vorgesehenen Bekannt- 
machungen im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften nach Maßgabe der in diesem Amtsblatt zu 
veröffentlichenden Einzelheiten und Bedingungen 
von den Gemeinschaften getragen werden. 

Die Anwendung der vom Rat verabschiedeten 
Maßnahmen zur Veröffentlichung der Bekannt- 
machungen öffentlicher Bauaufträge soll namentlich 
allen Interessenten einen Überblick über alle bedeu- 
tenden Bekanntmachungen geben; diese sind in ge- 
straffter Form zu veröffentlichen. 

Die Anwendung dieser Maßnahmen kann erheb- 
liche finanzielle Auswirkungen haben. 

Daher empfiehlt es sich, diese Bekanntmachungen 
in ihrem äußeren Umfang zu begrenzen. 

Aus den gleichen Gründen sind dieselben Be- 
schränkungen wie für die Bekanntmachungen von 
Konzessionen und Unteraufträgen anzuwenden, die 
in Abschnitt III der Erklärung vom 26. Juli 1971 der 
im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der 
Mitgliedstaaten über die Verfahren, die in bezug 
auf die Konzessionen für Bauarbeiten einzuhalten 
sind -), genannt werden. 

Im Hinblick auf die erforderliche kurze Fassung 
ist eine einheitliche Gliederung der Bekanntmachun- 
gen öffentlicher Bauaufträge und der von den Kon- 


zessionären vergebenen Unteraufträge erwünscht. 
Zu diesem Zweck ist es geboten, die öffentlichen 
Auftraggeber aufzufordern, Bekanntmachungsmu- 
ster zu verwenden, die den Vorschriften der vor- 
genannten Richtlinie oder Erklärung entsprechen - 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Länge der Bekanntmachungen öffentlicher Bau- 
aufträge, die nach den Artikeln 12 und 19 der Richt- 
linie Nr. 71/305/EWG im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften zu veröffentlichen sind, darf eine 
Seite dieses Amtsblattes - d. h. rund 600 Worte - 
nicht übersteigen. 

Artikel 2 

Artikel 1 gilt für die in den Abschnitten I und II der 
Erklärung vom 26. Juli 1971 vorgesehenen Bekannt- 
machungen. 

Artikel 3 

Die Bekanntmachungen der in Artikel 1 genannten 
Bauaufträge werden nach den Mustern in Anhang 1 
angefertigt. 

Die in Artikel 2 bezeichneten und in Abschnitt II 
der Erklärung vom 26. Juli 1971 vorgesehenen Be- 
kanntmachungen der Bauaufträge werden nach dem 
Muster in Anhang 2 angefertigt. 


Artikel 4 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 185 
vom 16. August 1971, S. 5 ff. 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 82 
vom 16. August 1971, S. 13 ff. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anhang I 


Bekann tmachungsmus ter 


A. Offene Verfahren 

1. Name und Anschrift des öffentlichen Auftrag- 
gebers (Art. 16 e) ; 


2. Tag der Absendung der Bekanntmachung (Art. 
16a) : 


3. Bezeichnung des angewandten offenen Verfah- 
rens (Art. 16 b) : 

4. - Ausführungsort, Art und Umfang der zu er- 

bringenden Leistungen sowie wesentliche 
Merkmale der Arbeiten (Art. 16 c); 


- Verschiedene Auskünfte im Falle eines Ange- 
bots in Losen (Art. 16 c) : 


- Angaben über den Gegenstand des Auftrags, 
wenn dieser die Anfertigung von Entwürfen 
vorsieht (Art. 16 c) : 


5. Ausführungsfrist (freigestellt) (Art. 16 d) 


6. - Name und Anschrift der Stelle, bei der die 
Verdingungsunterlagen und zusätzliche Un- 
terlagen angefordert werden können (Art. 
16 f) 


- Tag, bis zu dem die vorgenannten Unterlagen 
angefordert werden können (Art, 16 f) : 


- Betrag und Bedingungen für die Zahlung der 
Kosten für die Absendung dieser Unterlagen 
(freigestellt) (Art. 16 f) : 


7. - Tag, bis zu dem die Angebote eingehen müs- 
sen (Art. 16g); 

- Anschrift der Stelle, bei der sie einzureichen 
sind (Art. 16g); 


- Sprache bzw. Sprachen, in denen sie abzufas- 
sen sind (Art. 16g); 


8. - Personen, die bei der Öffnung der Angebote 
anwesend sein dürfen (Art. 16 h) ; 


- Tag, Stunde und Ort der Öffnung (Art. 16 h) ; 


9. Geforderte Kautionen und Sicherheiten (freige- 
stellt) (Art. 16 i) : 


10. Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedin- 
gungen oder Hinweise auf die Vorschriften, in 
denen sie geregelt werden (Art. 16 j) ; 


11. Rechtsform, die der Unternehmenszusammen- 
schluß haben muß, dem der Auftrag erteilt wor- 
den ist (freigestellt) (Art. 16 k) ; 


12. Wirtschaftliche und technische Bedingungen, die 
vom Unternehmer zu erfüllen sind (Art. 161) ; 


13. Frist, während der die Bieter an ihre Angebote 
gebunden sind (Art. 16 m) ; 


14. Kriterien, die bei der Auftragserteilung ange- 
wandt werden (freigestellt) (Art. 29, 2) ; 


15. Andere Auskünfte (freigestellt) ; 


B. Nicht offene Verfahren 

1. Name und Anschrift des öffentlichen Auftrag- 
gebers (Art. 17 a) : 
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2. Tag der Absendung der Bekanntmachung (Art. 
17 a) : 


3. Bezeichnung des angewandten nicht offenen 
Verfahrens (Art. 17a): 


4. - Ausführungsort, Art und Umfang der zu er- 
bringenden Leistungen sowie wesentliche 
Merkmale der Arbeiten (Art. 17a): 


- Verschiedene Auskünfte im Falle eines An- 
gebots in Losen (Art. 17a): 


- Angaben über den Gegenstand des Auftrags, 
wenn dieser die Anfertigung von Entwürfen 
vorsieht (Art. 17 a): 


5. Ausführungsfrist (freigestellt) (Art. 17a): 


6. Rechtsreform, die der Unternehmenszusammen- 
schluß haben muß, dem der Auftrag erteilt wor- 
ist (freigestellt) (Art. 17a): 


7. - Tag, bis zu dem die Anträge auf Teilnahme 
eingehen müssen (Art. 17 b) : 


- Anschrift der Stelle, bei der sie einzureichen 
sind (Art. 17b): 


- Sprache bzw. Sprachen, in denen sie abzufas- 
sen sind (Art. 17b): 


8. Tag, bis zu dem die Aufforderung zur Angebots- 
abgabe abgesandt wird (Art. 17c): 


9. Personelle, wirtschaftliche und technische Bedin- 
gungen, die vom Unternehmer erfüllt werden 
müssen (Art. 17 d) : 


10. Kriterien, die bei der Auftragserteilung ange- 
wandt werden (freigestellt) (Art. 18 d) : 


11. Andere Auskünfte (freigestellt) : 
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Anhang 11 

Bekanntmachungsmuster von Unteraufträgen, 
die von dem Konzessionär vergeben werden 


1. Tag der Absendung der Bekanntmachung (Num- 
mer i) 


2. Ausführungsort, Art und Umfang der zu er- 
bringenden Leistungen sowie wesentliche Merk- 
male der Arbeiten (Nummer ii) : 


3. Ausführungsfrist (Nummer iii) : 


4. Anschrift der Stelle, bei der die Verdingungs- 
unterlagen und zusätzliche Unterlagen angefor- 
dert werden können (Nummer vi) : 


5. Tag, bis zu dem die Angebote eingehen müssen 
(Nummer v) : 

- Anschrift der Stelle, bei der sie einzureichen 
sind (Nummer vii) : 


- Sprache bzw. Sprachen, in denen sie abzufas- 
sen sind: 


6. Geforderte Kautionen und Sicherheiten (frei- 
gestellt) (Nummer iv) ; 


7. Wirtschaftliche und technische Bedingungen, die 
vom Unternehmer zu erfüllen sind (Nummer 
viii) : 


8. Kriterien, die bei der Auftragserteilung ange- 
wandt werden (letzter Absatz von Nummer II, 
2 ) 


9. Andere Auskünfte (freigestellt): 


1) Die angegebenen Nummern beziehen sich auf die Er- 
klärung der im Rat vereinigten Vertreter der Regie- 
rungen der Mitgliedstaaten über die Verfahren, die in 
bezug auf die Konzessionen für Bauarbeiten einzu- 
halten sind, Sub II, Unteraufträge, 2. Bekanntma- 
chungsvorschriften, vorletzter Absatz. 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 82 
vom 16. August 1971, S. 14. 
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Mitteilung der Kommission an den Rat 


Dieser Richtlinienvorschlag hat das Ziel, die Einzel- 
heiten und Bedingungen für die Veröffentlichung 
der Bekanntmachungen von Bauaufträgen und Kon- 
zessionen für öffentliche Bauarbeiten im Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften festzulegen. 

Artikel 31 der Richtlinie des Rates Nr. 71/305/EWG 
vom 26. Juli 1971 über die Koordinierung der Ver- 
fahren zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge^) 
schreibt vor, daß die Kosten der Veröffentlichung 
der Bekanntmachungen dieser Bauaufträge im vor- 
genannten Amtsblatt von den Gemeinschaften ge- 
tragen und daß die Einzelheiten und Bedingungen 
für diese Veröffentlichung später festgesetzt werden. 

Ferner ist eine ähnliche Verpflichtung in der Erklä- 
rung der im Rat vereinigten Vertreter der Regierun- 
gen der Mitgliedstaaten über die Verfahren, die in 
bezug auf die Konzessionen für Bauarbeiten einzu- 
halten sind, vorgesehen “) 

Hinsichtlich der öffentlichen Bauaufträge schreibt 
Artikel 12 der vorgenannten Richtlinie eine obliga- 
torische Veröffentlichung dieser Bekanntmachungen 
in den vier Ausgaben des Amtblattes der Europäi- 
schen Gemeinschaften vor, wenn die geschätzte 
Höhe der Bauaufträge 1 000 000 Rechnungseinheiten 
erreidit oder übersteigt. Darüber hinaus sieht Arti- 
kel 19 eine fakultative Veröffentlichung der Be- 
kanntmachungen vor, wenn der Wert der Bauauf- 
träge 500 000 Rechnungseinheiten oder mehr aus- 
macht. Schließlich wird in der Richtlinie der Grund- 
satz aufgestellt, daß die nationale Bekanntmachung 
von Bauaufträgen keine anderen Auskünfte ent- 
halten darf als die Bekanntmachung im Amtsblatt 
der Gemeinschaften. 

Auf dem Gebiet der Konzessionen für öffentliche 
Bauarbeiten sieht die bereits erwähnte Erklärung 
eine Bekanntmachung im Amtsblatt der Gemein- 
schaften vor, wenn der öffentliche Auftraggeber die 
Konzession für Bauarbeiten in Anspruch nimmt, 
deren vorgesehener Gesamtbetrag eine Million 
Rechnungseinheiten überschreitet. Im darauffolgen- 
den Stadium wird ebenfalls eine Bekanntmachung 
vorgenommen, um die Unternehmer davon zu un- 
terrichten, welchen Teil der Bauarbeiten der Kon- 
zessionär an Dritte vergeben will, wenn dieser Teil 
eine Million Rechnungseinheiten oder mehr aus- 
macht. Im letzteren Falle darf die nationale Be- 
kanntmachung ebenso wie bei den Öffentlichen Bau- 
aufträgen keine anderen Auskünfte enthalten als 
die Bekanntmachung im Amtsblatt der Gemeinschaf- 
ten. 

Bei den Vorarbeiten auf der Ebene des Rates zeigte 
sich, daß die öffentlichen Auftraggeber Bekanntma- 
chungen abfassen könnten, deren Länge im Verhält- 


nis zu dem mit der Veröffentlichung auf Gemein- 
schaftsebene angestrebten Ziel als exzessiv anzu- 
sehen wäre. In einem solchen Falle würde die Ge- 
fahr bestehen, daß der Haushalt der Gemeinschaften 
unverhältnismäßig stark belastet würde. 

Diese Gefahr ist um so mehr gegeben, als die Sta- 
tistiken über die von den Zentralbehörden und den 
verschiedenen Gebietskörperschaften der meisten 
Mitgliedstaaten vergebenen öffentlichen Bauauf- 
träge bestenfalls Annäherungswerte enthalten. Da- 
her ist es besonders schwierig, die Höhe der Kosten 
für Druck und Übersetzung zu ermitteln, die durch 
die Bekanntmachung auf Gemeinschaftsebene ent- 
stehen und zu Lasten des Haushalts des Amtes für 
amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Ge- 
meinschaften gehen werden. Diese Schätzung er- 
weist sich um so schwieriger, als die Angaben, die 
in den Bekanntmachungen erscheinen müssen, nur 
ein Minimum darstellen und es ’ den öffentlichen 
Auftraggebern freisteht, weitere Auskünfte hinzu- 
zufügen. 

Die Kommission beehrt sich deshalb, dem Rat eine 
an die Mitgliedstaaten zu richtende Richtlinie vor- 
zuschlagen, um die Lange der Bekanntmachungen 
von Bauaufträgen zu begrenzen. 

Die ersten beiden Artikel dieses Vorschlags sehen 
vor, daß die Länge der Bekanntmachungen auf 
keinen Fall eine Seite des Amtsblattes der Euro- 
päischen Gemeinschaften überschreiten darf. Dies 
dürfte realistisch sein, da die Texte der genannten 
Richtlinie und Erklärung das Ziel verfolgen, die Ver- 
öffentlichung der Bekanntmachungen dadurch zu 
straffen, daß ihr Inhalt auf das Wesentliche begrenzt 
wird, während alle übrigen Auskünfte, die zur end- 
gültigen Aufstellung der Angebote erforderlich sind, 
in den Verdingungsunterlagen oder ihren Anhängen 
zu erteilen sind. 

Schließlich erscheint es angezeigt, die Gliederung 
der Bekanntmachungen von Bauaufträgen einheit- 
lich zu gestalten, indem in Artikel 3 dieses Vor- 
schlags die Benutzung der im Anhang beigefügten 
Muster vorgeschrieben wird. Diese Maßnahme wird 
eine Vereinfachung der Druck- und übersetzungs- 
arbeiten ermöglichen und gleichzeitig die Bekannt- 
machungen der öffentlichen Auftraggeber in den 
gezogenen Grenzen halten. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 185 
vom 16. August 1971, S, 5 ff. 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 82 
vom 16. August 1971, S. 13 ff. 
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